
verneint wird, weil durch die vom Kommissionär zu 
zahlende Kaution eine hinreichende Deckung und 
Sicherheit gegeben werde und es nur darauf ankomme, 
daß der sozialistische Vertragspartner sich bei ersten 
Anzeichen von Minusdifferenzen um deren Klärung 
bemühen müsse.
Dieser Standpunkt geht von einem Idealfall aus und 
verkennt, daß es durchaus auch Fälle geben kann, wo 
es der Kommissionär versteht, durch bestimmte Mani­
pulationen zunächst falsche Inventurergebnisse auszu­
weisen, oder wo in dem Zeitraum zwischen zwei Inven­
turen über die gegebene Deckung hinaus Bargeld­
beträge entnommen werden.
Diese Feststellung schwächt allerdings in keiner Weise 
die Kritik an dem Verhalten der Konsumgenossenschaft 
in der vorliegenden Sache ab, wie sie bereits vom 
Kreisgericht geübt wurde.
Der Senat kommt zu dem Ergebnis, daß die Angeklagte 
außer der von ihr nicht bestrittenen Unterschlagung 
von Waren im Werte von etwa 1 000 DM sich weiter­
hin auch der Untreue schuldig gemacht hat. Der Um­
fang dieser strafbaren Handlung erfaßt jedoch nicht 
etwa den Betrag von 11 000 DM, sondern strafrechtlich 
relevant unter dem Gesichtspunkt der Untreue ist das 
Verhalten der Angeklagten erst von dem Zeitpunkt an, 
da sie genau wußte, daß die einbehaltene Provision 
nicht mehr zur Deckung der von ihr unrechtmäßig ein­
behaltenen Beträge ausreichte. (Wird ausgeführt.)
Da überdies die Unterschlagung der Ware sich zugleich 
aus den dargelegten Gesichtspunkten als Untreue dar­
stellt, war die Angeklagte wegen fortgesetzter Untreue 
— teilweise in Tateinheit mit Unterschlagung — nach 
§ 29 StEG zu verurteilen. (Es folgen Ausführungen zur 
Strafzumessung.)

A n m e r k u n g :
Die Entscheidung des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt 
beschäftigt sich mit einer sehr aktuellen, aber auch 
komplizierten rechtspolitischen Frage: der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit von Kommissionshändlerh. 
Es ist bedauerlich, daß — von einigen und nicht einmal 
strafrechtlichen Äußerungen dazu vor längerer Zeit 
abgesehen1 — diese Problematik in der „Neuen Justiz“ 
bisher noch nicht geklärt oder zumindest erörtert wor­
den ist. Dabei gibt es doch — wie auch das vorstehende 
Urteil zeigt — recht unterschiedliche Auffassungen und 
demzufolge auch unterschiedliche Entscheidungen. Die 
Auseinandersetzung mit der politischen Bedeutung des 
Kommissionsvertrages geschieht im vorliegenden Urteil 
nur oberflächlich, so daß die Argumentation des Ge­
richts nicht voll überzeugt.
Ausgangspunkt der Erörterung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit von Kommissionshändlern muß die 
Überlegung sein, wie durch die richtige Rechtsanwen­
dung der Prozeß der Einbeziehung der privaten Einzel­
händler in die weitere sozialistische Umgestaltung des 
Handels gefördert und unterstützt werden kann. Ent­
scheidungen, die hierzu ergehen, müssen — wie das 
gesamte Strafverfahren überhaupt — dazu beitragen, 
den Kommissionshandel weiter zu festigen, das Ver­
trauensverhältnis zwischen dem Kommissionshändler 
und seinem sozialistischen Vertragspartner enger zu 
gestalten, aber auch das Verantwortungsbewußtsein des 
Kommissionshändlers sowohl für das ihm anvertraute 
sozialistische Eigentum als auch für die Lösung seiner 
Aufgaben bei der Versorgung der Bevölkerung ent­
wickeln helfen. Dabei ist zwischen der überwiegenden 
Mehrzahl der Kommissionshändler, die — auch aus 
ihrer Berufsehre heraus — strikt ihre vertraglichen

Verpflichtungen erfüllen und ehrlich mit den sozialisti­
schen Handelsorganen Zusammenarbeiten, und solchen 
zu unterscheiden, die die Form des Kommissionshan­
dels auszunutzen versuchen, um sich persönlich auf 
Kosten des sozialistischen Eigentums zu bereichern. 
Von ihren gesellschaftsschädlichen Machenschaften, 
durch die sie auch das Ansehen der Kommissionshänd­
ler bei der Bevölkerung beschmutzen, distanzieren 
sich — auch öffentlich — die ehrlich arbeitenden Kom­
missionshändler.
Unter Berücksichtigung dieser Grundorientierung sind 
im einzelnen verschiedene Besonderheiten und recht­
liche Situationen zu unterscheiden, die sich aus dem 
Muster-Kommissionshandelsvertrag2 ergeben und die 
auch für die strafrechtliche Beurteilung bedeutsam 
sind:
1. Die dem Kommissionshändler zweckbestimmt zur 
Veräußerung an die Endverbraucher übergebenen und 
anvertrauten W a r e n  sind gemäß § 1 Ziff. 3 des Ver­
trages Volkseigentum (bzw. im Falle der Kommission 
für Rechnung der Konsumgenossenschaften genossen­
schaftliches sozialistisches Eigentum). Eine vorsätzliche 
Entnahme solcher Waren ohne Bezahlung durch den 
Kommissionshändler kann folglich den Tatbestand der 
U n t e r s c h l a g u n g  (Veruntreuung) von sozialisti­
schem Eigentum gemäß § 29 StEG erfüllen.
Dabei ist jedoch folgendes in Betracht zu ziehen: Ge­
mäß § 2 des Vertrags stellt der Kommissionshändler 
zur Sicherung der übergebenen Waren eine Kaution, an 
die sich das sozialistische Handelsorgan als Kommittent 
im Falle des Verlustes bzw. der Minderung der Waren 
hält; denn der Kommissionshändler ist gemäß § 7 des 
Vertrags grundsätzlich für jede Minderung und für 
jeden Verlust der in seiner Verwahrung befindlichen 
Waren verantwortlich (soweit er im Einzelfall nicht 
nachweisen kann, daß ihn keine Schuld trifft). Bei einer 
eigenmächtigen Warenentnahme durch den Kommissi­
onshändler innerhalb der Grenzen der vorhandenen 
Kaution kann dem sozialistischen Eigentum in der 
Regel kein materieller Schaden entstehen. Darauf ver­
wiesen einige angeklagte Kommissionshändler bzw. 
ihre Verteidiger und schlußfolgerten daraus, daß eine 
sich in diesen Grenzen bewegende und auf alte Ge­
wohnheiten zurückzuführende Warenentnahme keine 
strafrechtliche Verantwortung nach sich ziehen könne. 
Dieser Einwand ist abwegig, und zwar nicht nur des­
halb, weil die Kaution nicht dazu bestimmt ist, eigen­
mächtige Warenentnahmen zu decken, sondern der 
Sicherung der Waren vor- anderen Verlusten dient. Der 
Hauptfehler dieses Einwands ist ein anderer: Die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit unterscheidet sich von der 
zivilrechtlichen oder arbeitsrechtlichen materiellen Ver­
antwortlichkeit gerade dadurch, daß es nicht allein um 
die Erstattung eines materiellen Schadens oder die Auf­
rechterhaltung und Sicherung bestimmter Eigentümer­
rechte und -befugnisse geht. Die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit geht von dem kriminellen Angriff auf 
die Eigentumsbeziehungen aus und nicht in erster Linie 
davon, ob ein Schaden entstanden ist, entstehen konnte 
oder ob er wiedergutgemacht wurde. Die Tatsache 
allein, daß sich die Warenentnahme innerhalb der 
Grenzen der Kaution hält, schließt somit eine straf­
rechtliche Verantwortlichkeit wegen Unterschlagung 
nicht aus.
Jedoch müssen in jedem Einzelfall die Umstände der 
Tat genau geprüft werden, um die Gesellschaftsgefähr­
lichkeit und ihren Grad richtig bestimmen zu können. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist es von Bedeutung, ob 
der Wert der eigenmächtig entnommenen Waren (neben

1 Vgl. OG, Urt. vom 13. Mai 1958 - 1 Zz 198 57 - in: NJ 1959 
S. 186, und Thurner, „Bemerkungen zum Kommissionsvertrag 
mit privaten Einzelhändlern“, NJ 1959 S. 406.

2 Veröffentlicht in: Verlügungen und Mitteilungen des Mini­
steriums für Handel und Versorgung 1959, Heft 1, Sonder­
druck 111/59.
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